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§ 2. (1) Basiseinheiten und deren Zeichen sind: § 2. (1) Basiseinheiten und deren Zeichen sind:
1. für die Länge das Meter (m):

Das Meter ist die Länge der Strecke, die Licht im Vakuum während der
Dauer 1/299 792 458 Sekunden zurücklegt;

1. für die Länge der Meter (m). Der Meter ist definiert, indem für die
Lichtgeschwindigkeit in Vakuum c der Zahlenwert 299 792 458 festgelegt
wird, ausgedrückt in der Einheit m/s, wobei die Sekunde mittels ΔvCs
definiert ist.

2. für die Masse das Kilogramm (kg):
Das Kilogramm ist gleich der Masse des Internationalen
Kilogrammprototyps;

2. für die Masse das Kilogramm (kg). Das Kilogramm ist definiert, indem
für die Planck-Konstante h der Zahlenwert 6,626 070 15 x 10-34

festgelegt wird, ausgedrückt in der Einheit J·s, die gleich kg·m2·s-1 ist,
wobei der Meter und die Sekunde mittels c und ΔvCs definiert sind.

3. für die Zeit die Sekunde (s):
Die Sekunde ist das 9 192 631 770fache der Periodendauer der dem
Übergang zwischen den beiden Hyperfeinstrukturniveaus des
Grundzustandes von Atomen des Nuklids Cäsium-133 entsprechenden
Strahlung;

3. für die Zeit die Sekunde (s). Die Sekunde ist definiert, indem für die
Cäsiumfrequenz ΔvCs, der Frequenz des ungestörten Hyperfeinübergangs
des Grundzustands des Cäsiumatoms 133, der Zahlenwert 9 192 631 770
festgelegt wird, ausgedrückt in der Einheit Hz, die gleich s-1 ist.

4. für die elektrische Stromstärke das Ampere (A):
Das Ampere ist die Stärke eines zeitlich unveränderlichen elektrischen
Stromes, der durch zwei im Vakuum parallel im Abstand von 1 Meter
voneinander angeordnete, geradlinige, unendlich lange Leiter von
vernachlässigbar kleinem, kreisförmigem Querschnitt fließend, zwischen
diesen Leitern je 1 Meter Leiterlänge die Kraft 0,000 000 2 Newton (2 x
10-7 N) hervorrufen würde;

4. für die elektrische Stromstärke das Ampere (A). Das Ampere ist definiert,
indem für die Elementarladung e der Zahlenwert 1,602 176 634 x 10-19

festgelegt wird, ausgedrückt in der Einheit C, die gleich A·s ist, wobei die
Sekunde mittels ΔvCs definiert ist.

5. für die thermodynamische Temperatur das Kelvin (K):
Das Kelvin ist der 273,16te Teil der thermodynamischen Temperatur des
Tripelpunktes des Wassers; diese Definition bezieht sich auf Wasser,
dessen Isotopenzusammensetzung durch folgende
Stoffmengenverhältnisse definiert ist: 0,000 155 76 Mol ²H pro Mol 1H,
0,000 379 9 Mol 17O pro Mol 16O und 0,002 005 2 Mol 18O pro Mol 16O;

5. für die thermodynamische Temperatur das Kelvin (K). Das Kelvin ist
definiert, indem für die Boltzmann-Konstante k der Zahlenwert 1,380 649
x 10-23 festgelegt wird, ausgedrückt in der Einheit J·K-1, die gleich
kg·m2·s-2·K-1 ist, wobei das Kilogramm, der Meter und die Sekunde
mittels h, c und ΔvCs definiert sind.

6. für die Stoffmenge das Mol (mol):
Das Mol ist die Stoffmenge eines Systems, das aus ebensoviel
Einzelteilchen besteht, wie Atome in 0,012 Kilogramm des Nuklids
Kohlenstoff-12 enthalten sind. Bei Verwendung des Mol müssen die
Einzelteilchen des Systems spezifiziert sein; es können Atome, Moleküle,
Ionen, Elektronen sowie andere Teilchen oder Gruppen solcher Teilchen

6. für die Stoffmenge das Mol (mol). Ein Mol enthält genau 6,022 140 76 x
1023 Einzelteilchen. Diese Zahl entspricht dem für die Avogadro-
Konstante NA geltenden festen Zahlenwert, ausgedrückt in der Einheit
mol-1, und wird als Avogadro-Zahl bezeichnet. Die Stoffmenge (n) eines
Systems ist ein Maß für eine Zahl spezifizierter Einzelteilchen. Bei einem
Einzelteilchen kann es sich um ein Atom, ein Molekül, ein Ion, ein
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genau angegebener Zusammensetzung sein; Elektron, ein anderes Teilchen oder eine Gruppe solcher Teilchen mit

genau angegebener Zusammensetzung handeln.
7. für die Lichtstärke die Candela (cd):

Die Candela ist die Lichtstärke einer Strahlungsquelle, welche
monochromatische Strahlung der Frequenz 540 x 1012 Hertz in eine
bestimmte Richtung aussendet, in der die Strahlstärke 1/683 Watt durch
Steradiant beträgt.

7. für die Lichtstärke in einer bestimmten Richtung die Candela (cd). Sie ist
definiert, indem für das photometrische Strahlungsäquivalent Kcd der
monochromatischen Strahlung der Frequenz 540 x 1012 Hz der
Zahlenwert 683 festgelegt wird, ausgedrückt in der Einheit lm·W-1, die
gleich cd·sr·W-1 oder cd·sr·kg-1·m-2·s3 ist, wobei das Kilogramm, der
Meter und die Sekunde mittels h, c und ΔvCs definiert sind.

(2) Für folgende aus den Basiseinheiten kohärent abgeleitete Einheiten
bestehen besondere Namen und Zeichen:

…

(2) Für folgende aus den Basiseinheiten kohärent abgeleitete Einheiten
bestehen besondere Namen und Zeichen:

…
 16. für die Celsius-Temperatur der Grad Celsius (°C): wobei die
Celsius Temperatur T gleich ist der Differenz t = T-T0 zwischen zwei
thermodynamischen Temperaturen T und T0 mit T0=273,15 K; ein
Temperaturintervall oder eine Temperaturdifferenz kann entweder in
Kelvin oder in Grad Celsius ausgedrückt werden; die Einheit Grad
Celsius ist gleich der Einheit Kelvin;

 16. für die Celsius-Temperatur der Grad Celsius (°C): wobei die Celsius
Temperatur t gleich ist der Differenz t = T-T0 zwischen zwei
thermodynamischen Temperaturen T und T0 mit T0 = 273,15 K. Ein
Temperaturintervall oder eine Temperaturdifferenz kann entweder in
Kelvin oder in Grad Celsius ausgedrückt werden. Die Einheit Grad
Celsius ist gleich der Einheit Kelvin;

§ 3. … § 3. …
(5) Die Namen und Einheitenzeichen der dezimalen Vielfachen und Teile

der Einheit der Masse werden durch Vorsetzen der Vorsätze vor das Wort
„Gramm“ und der Zeichen der Vorsätze vor das Zeichen der Maßeinheit „g“
gebildet.

(5) Die Namen und Zeichen der dezimalen Vielfachen und Teile der Einheit
der Masse werden durch Vorsetzen der Vorsätze vor das Wort „Gramm“ und der
Zeichen der Vorsätze vor das Zeichen der Maßeinheit „g“ gebildet.

§ 5. (1) Im Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft
ist ein Metrologiebeirat einzusetzen.

(2) Der Metrologiebeirat hat den Bundesminister für Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft in allen Angelegenheiten des Mess- und Eichwesens zu
beraten. Diese Beratung erfolgt insbesondere betreffend folgender Belange im
Bereich der Metrologie:

1. Verbesserung der messtechnischen Infrastruktur in Österreich,
2. Fragestellungen der europäischen Rechtsetzung,
3. Koordination der Forschung und Entwicklung,
4. Verankerung der Rückführung von Messungen auf nationale oder

internationale Normale in allen technisch relevanten Bereichen und
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5. Gewährleistung der Wahrung unterschiedlicher Interessen im

Zusammenhang mit der Erstellung und Umsetzung von europäischen und
nationalen Rechtsvorschriften.

(3) Dem Beirat gehören folgende Mitglieder an:
1. je ein Mitglied und ein Ersatzmitglied des

a) Bundeskanzleramtes;
b) Bundesministeriums für Finanzen;
c) Bundesministeriums für Europa, Integration und Äußeres;
d) Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft;
e) Bundesministeriums für Gesundheit;
f) Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und

Wasserwirtschaft;
g) Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz;
h) Bundesministeriums für Familien und Jugend;
i) Bundesministeriums für Inneres;
j) Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie;

2. drei Mitglieder des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen;
3. zwei Mitglieder, die von der Wirtschaftskammer Österreichs bestellt

werden;
4. je ein Mitglied, das von der Bundesarbeitskammer und vom

österreichischen Gewerkschaftsbund bestellt wird;
5. je ein Mitglied, das von der Verbindungsstelle der Bundesländer, des

Österreichischen Städtebundes und des Österreichischen
Gemeindebundes bestellt wird;

6. ein Mitglied, das von der Präsidentenkonferenz der
Landwirtschaftskammern Österreichs bestellt wird sowie

7. ein Mitglied, das vom österreichischen Seniorenrat bestellt wird.
(4) Bei Bedarf kann der Beirat weitere Fachexperten beiziehen.
(5) Bestimmungen über die Mitgliedschaft und die Geschäftsordnung des

Metrologiebeirates sowie Einberufung, Leitung und Ablauf der Sitzungen sind
vom Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft durch
Verordnung festzulegen.
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§ 8. (1) Der Eichpflicht unterliegen die nachstehend genannten Meßgeräte,

wenn sie im amtlichen oder im rechtsgeschäftlichen Verkehr verwendet oder
bereitgehalten werden:

…

§ 8. (1) Der Eichpflicht unterliegen die nachstehend genannten Meßgeräte,
wenn sie im amtlichen oder im rechtsgeschäftlichen Verkehr verwendet oder
bereitgehalten werden:

…
 11. Dosimeter für Photonenstrahlung, die im Strahlenschutz verwendet

werden (Strahlenschutzdosimeter), sofern es sich nicht um Meßanlagen
des Strahlenfrühwarnsystems im Sinne des § 37 Abs. 1 StrSchG handelt
oder sie nicht der meßtechnischen Kontrolle gemäß § 12b unterliegen,

 11. Dosimeter für Photonenstrahlung, die im Strahlenschutz verwendet
werden (Strahlenschutzdosimeter), sofern es sich nicht um Meßanlagen
des Strahlenfrühwarnsystems im Sinne des § 125 Abs. 4 StrSchG 2020
handelt oder sie nicht der meßtechnischen Kontrolle gemäß § 12b
unterliegen,

 12. Meßgeräte zur Bestimmung der Aktivität von Radionukliden, sofern es
sich nicht um Meßanlagen des Strahlenfrühwarnsystems im Sinne des
§ 37 Abs. 1 StrSchG handelt,

 12. Meßgeräte zur Bestimmung der Aktivität von Radionukliden, sofern es
sich nicht um Meßanlagen des Strahlenfrühwarnsystems im Sinne des
§ 125 Abs. 4 StrSchG 2020 handelt,

§ 12b. (1) Messgeräte für ionisierende Strahlung, die von Dosismessstellen
bei individuellen Dosisüberwachungen sowie bei Inkorporationsüberwachungen
von beruflich strahlenexponierten Personen eingesetzt werden, dürfen von diesen
nur dann ausgegeben und ausgewertet werden, wenn diese Dosismessstelle durch
das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen zugelassen wurden und die
Messgeräte regelmäßig einer messtechnischen Kontrolle (Abs. 2 und 3) durch das
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen unterzogen wurde.

§ 12b. (1) Messgeräte für ionisierende Strahlung, die von Dosismessstellen
bei individuellen Dosisüberwachungen sowie bei Inkorporationsüberwachungen
von strahlenexponierten Arbeitskräften eingesetzt werden, dürfen von diesen nur
dann ausgegeben und ausgewertet werden, wenn diese Dosismessstelle durch das
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen zugelassen wurden und die
Messgeräte regelmäßig einer messtechnischen Kontrolle (Abs. 2 und 3) durch das
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen unterzogen wurde.

(4) Das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen hat in den
Eichvorschriften die messtechnischen Bedingungen für die Zulassung und die
Aufhebung der Zulassung von Dosismessstellen festzulegen, wobei auf § 38
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes und § 34 Abs. 1 des Strahlenschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 227/1969 in der jeweils geltenden Fassung, Bedacht zu nehmen ist. Die
näheren Bestimmungen über die Durchführung der messtechnischen Kontrolle
sind in den Eichvorschriften festzulegen.

(4) Das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen hat in den
Eichvorschriften die messtechnischen Bedingungen für die Zulassung und die
Aufhebung der Zulassung von Dosismessstellen festzulegen, wobei auf § 38
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes Bedacht zu nehmen ist. Die näheren Bestimmungen
über die Durchführung der messtechnischen Kontrolle sind in den
Eichvorschriften festzulegen.

§ 13. …
(4) Der Eichpflicht unterliegen die Messgeräte nach § 8 Abs. 1 Z 11 und 12

auch dann, wenn sie auf Grund des § 13 der Interventionsverordnung BGBl. II
Nr. 145/2007 verwendet oder bereitgehalten werden.

§ 13. …
(4) Der Eichpflicht unterliegen die Messgeräte nach § 8 Abs. 1 Z 11 und 12

auch dann, wenn sie auf Grund des § 10 der Interventionsverordnung 2020,
BGBl. II Nr. 343/2020 verwendet oder bereitgehalten werden.

§ 15. Die Nacheichfrist beträgt:
…

§ 15. Die Nacheichfrist beträgt:
…

2. zwei Jahre
bei allen Meßgeräten, soweit in den Z 1 und Z 3 bis 10 nicht ausdrücklich

2. zwei Jahre
bei allen Meßgeräten, soweit in den Z 3 bis 10 nicht ausdrücklich eine
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eine andere Frist festgesetzt ist, andere Frist festgesetzt ist,

§ 18. Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft ist
ermächtigt, durch Verordnung

1. ..

§ 18. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftstandort ist ermächtigt, durch Verordnung

1. ..
§ 18a. (1) Notifizierende Behörde gemäß Art. 24 der Richtlinie 2014/32/EU

zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Bereitstellung von Messgeräten auf dem Markt (Neufassung), ABl. Nr. L 96 vom
29.03.2014 S. 149, in der Fassung der Delegierten Richtlinie (EU) 2015/13, ABl.
Nr. L 3 vom 07.01.2015 S. 42, und gemäß Art. 20 der Richtlinie 2014/31/EU zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die
Bereitstellung nichtselbsttätiger Waagen auf dem Markt, ABl. Nr. L 96 vom
29.03.2014 S. 107, ist der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und
Wirtschaft. Er hat innerhalb seines Wirkungsbereiches eine Organisationseinheit
mit der operativen Durchführung der Notifizierung zu betrauen und mit den
erforderlichen Ressourcen auszustatten.

(2) Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft nimmt
die Notifizierung nach Art. 19 der Richtlinie 2014/31/EU und nach Art. 23 der
Richtlinie 2014/32/EU vor.

§ 18a. (1) Notifizierende Behörde gemäß Art. 24 der Richtlinie 2014/32/EU
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Bereitstellung von Messgeräten auf dem Markt (Neufassung), ABl. Nr. L 96 vom
29.03.2014 S. 149, in der Fassung der Delegierten Richtlinie (EU) 2015/13, ABl.
Nr. L 3 vom 07.01.2015 S. 42, und gemäß Art. 20 der Richtlinie 2014/31/EU zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die
Bereitstellung nichtselbsttätiger Waagen auf dem Markt, ABl. Nr. L 96 vom
29.03.2014 S. 107, ist die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort. Sie bzw. er hat innerhalb ihres bzw.
seines Wirkungsbereiches eine Organisationseinheit mit der operativen
Durchführung der Notifizierung zu betrauen und mit den erforderlichen
Ressourcen auszustatten.

(2) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort nimmt die Notifizierung nach Art. 19 der Richtlinie
2014/31/EU und nach Art. 23 der Richtlinie 2014/32/EU vor.

§ 18b. § 18b.
(2) Sofern die Stelle über keinen Akkreditierungsbescheid verfügt, ist die

Begutachtung und Überwachung von der notifizierenden Behörde vorzunehmen.
Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft kann zu diesem
Zweck Sachverständige bestellen sowie Begutachtungen einschlägig tätiger
internationaler Organisationen berücksichtigen.

(2) Sofern die Stelle über keinen Akkreditierungsbescheid verfügt, ist die
Begutachtung und Überwachung von der notifizierenden Behörde vorzunehmen.
Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort kann zu diesem Zweck Sachverständige bestellen sowie
Begutachtungen einschlägig tätiger internationaler Organisationen
berücksichtigen.

§ 18c. (1) Der Antrag auf Notifizierung einer Stelle gemäß Art. 26 Abs. 1
der Richtlinie 2014/31/EU oder nach Art. 31 Abs. 1 der Richtlinie 2014/32/EU ist
beim Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft einzubringen.

§ 18c. (1) Der Antrag auf Notifizierung einer Stelle gemäß Art. 26 Abs. 1
der Richtlinie 2014/31/EU oder nach Art. 31 Abs. 1 der Richtlinie 2014/32/EU ist
bei der Bundesministerin bzw. beim Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort einzubringen.

§ 18e. (1) Beim Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft
können Beschwerden gegen Feststellungen notifizierter Stellen eingebracht
werden.

(2) Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft hat eine

§ 18e. (1) Bei der Bundesministerin bzw. beim Bundesminister für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort können Beschwerden gegen
Feststellungen notifizierter Stellen eingebracht werden.

(2) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
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Beschwerde im Sinne des Abs. 1 zu prüfen und kann gegebenenfalls ein
Verfahren gemäß § 18c Abs. 5 einleiten.

(3) Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft kann
durch Verordnung nähere Bestimmungen zum Beschwerdeverfahren gemäß
Abs. 1 festlegen.

Wirtschaftsstandort hat eine Beschwerde im Sinne des Abs. 1 zu prüfen und kann
gegebenenfalls ein Verfahren gemäß § 18c Abs. 5 einleiten.

(3) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort kann durch Verordnung nähere Bestimmungen zum
Beschwerdeverfahren gemäß Abs. 1 festlegen.

§ 18f. Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft
kann, unter Berücksichtigung unionsrechtlicher Vorgaben, durch Verordnung
nähere Bestimmungen über das Notifizierungsverfahren festlegen, wie
beispielsweise Inhalt und Form zu verwendender Formulare, sofern dies eine zeit-
und kostensparende Beurteilung der Anträge ermöglicht oder der Erleichterung
der Prüfung der Einhaltung der Pflichten notifizierter Stellen dient.

§ 18f. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung
und Wirtschaftsstandort kann, unter Berücksichtigung unionsrechtlicher
Vorgaben, durch Verordnung nähere Bestimmungen über das
Notifizierungsverfahren festlegen, wie beispielsweise Inhalt und Form zu
verwendender Formulare, sofern dies eine zeit- und kostensparende Beurteilung
der Anträge ermöglicht oder der Erleichterung der Prüfung der Einhaltung der
Pflichten notifizierter Stellen dient.

§ 18g. Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft kann
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen für den mit den
Amtshandlungen gemäß §§ 18b und 18c aufgrund dieses Bundesgesetzes
verbundenen Aufwand Pauschalgebühren durch Verordnung festsetzen.

§ 18g. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung
und Wirtschaftsstandort kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen für den mit den Amtshandlungen gemäß §§ 18b und 18c aufgrund
dieses Bundesgesetzes verbundenen Aufwand Pauschalgebühren durch
Verordnung festsetzen.

§ 21. Durch Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung
und Wirtschaft sind festzulegen:

1. die Getränke, die gemäß § 20 in Schankgefäßen oder Ausschankmaßen
ausgeschenkt werden müssen,

2. die spezifischen Anforderungen an Schankgefäße sowie Ausschankmaße,
insbesonde…

§ 21. Durch Verordnung der Bundesministerin bzw. des Bundesministers für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort sind festzulegen:

1. die Getränke, die gemäß § 20 in Schankgefäßen oder Ausschankmaßen
ausgeschenkt werden müssen,

2. die spezifischen Anforderungen an Schankgefäße sowie
Ausschankmaße, insbesonde…

§ 27. Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft kann
unter Bedachtnahme auf den Stand der Wissenschaft und Technik,
völkerrechtliche Verpflichtungen der Republik Österreich, vergleichbare
Vorschriften des Auslandes sowie Richtlinien internationaler Organisationen und
Staatengemeinschaften folgende Anforderungen durch Verordnung festlegen:

§ 27. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort kann unter Bedachtnahme auf den Stand der Wissenschaft
und Technik, völkerrechtliche Verpflichtungen der Republik Österreich,
vergleichbare Vorschriften des Auslandes sowie Richtlinien internationaler
Organisationen und Staatengemeinschaften folgende Anforderungen durch
Verordnung festlegen:

§ 28. Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft kann
unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Meßtechnik und vergleichbare
Vorschriften des Auslandes zur Erleichterung des Handels mit Fertigpackungen
durch Verordnung festlegen:

§ 28. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort kann unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der
Meßtechnik und vergleichbare Vorschriften des Auslandes zur Erleichterung des
Handels mit Fertigpackungen durch Verordnung festlegen:

§ 32. (1) Die nach diesem Bundesgesetz erforderlichen behördlichen § 32. (1) Die nach diesem Bundesgesetz erforderlichen behördlichen
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Aufgaben werden, soweit nicht der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung
und Wirtschaft hierfür zuständig ist, von den Eichbehörden besorgt.

Aufgaben werden, soweit nicht die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort hierfür zuständig ist, von den
Eichbehörden besorgt.

(3) Die Eichbehörden unterstehen dem Bundesminister für Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft.

(3) Die Eichbehörden unterstehen der Bundesministerin bzw. dem
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort.

(5) Die Errichtung, die Auflassung, den Sitz und den Umfang der fachlichen
Befugnisse der Eichämter bestimmt der Bundesminister für Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft durch Verordnung.

(5) Die Errichtung, die Auflassung, den Sitz und den Umfang der fachlichen
Befugnisse der Eichämter bestimmt die Bundesministerin bzw. der
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort durch Verordnung.

§ 35. (1) Bei bestimmten, vom Bundesminister für Wissenschaft, Forschung
und Wirtschaft durch Verordnung festzusetzenden Messgerätearten kann die
Eichung durch eine ermächtigte Eichstelle vorgenommen werden.

§ 35. (1) Bei bestimmten, von der Bundesministerin bzw. vom
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort durch Verordnung
festzusetzenden Messgerätearten kann die Eichung durch eine ermächtigte
Eichstelle vorgenommen werden.

(4) Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft ist
ermächtigt, unter Bedachtnahme auf den Stand der Wissenschaft und Technik,
vergleichbare Vorschriften des Auslandes sowie Richtlinien internationaler
Organisationen durch Verordnung festzulegen:

….

(4) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort ist ermächtigt, unter Bedachtnahme auf den Stand der
Wissenschaft und Technik, vergleichbare Vorschriften des Auslandes sowie
Richtlinien internationaler Organisationen durch Verordnung festzulegen:

….
(8) Um die flächendeckende Versorgung mit Eichungen sicherzustellen und

volkswirtschaftlich nachteilige Auswirkungen zu vermeiden, kann der
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft durch Verordnung

1. …

(8) Um die flächendeckende Versorgung mit Eichungen sicherzustellen und
volkswirtschaftlich nachteilige Auswirkungen zu vermeiden, kann die
Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort durch Verordnung

1. …
§ 36. (1) … § 36. (1) …
(3) Der Eichstempel besteht aus dem Eichzeichen und dem Jahreszeichen

und dem allenfalls in Eichvorschriften vorgesehenen Präzisionszeichen. Die
Ausführungsformen der bei der Eichung zu verwendenden Stempel sind durch
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft
festzulegen.

(3) Der Eichstempel besteht aus dem Eichzeichen und dem Jahreszeichen
und dem allenfalls in Eichvorschriften vorgesehenen Präzisionszeichen. Die
Ausführungsformen der bei der Eichung zu verwendenden Stempel sind durch
Verordnung der Bundesministerin bzw. des Bundesministers für Digitalisierung
und Wirtschaftsstandort festzulegen.

§ 37. (1) Messgeräte dürfen nur dann geeicht werden, wenn sie eichfähig
sind und bei der messtechnischen Prüfung den für sie geltenden Anforderungen
entsprochen haben.

§ 37. (1) Messgeräte dürfen nur dann geeicht werden, wenn sie eichpflichtig
und eichfähig sind und bei der messtechnischen Prüfung den für sie geltenden
Anforderungen entsprochen haben.

§ 38. … § 38. …
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(8) Die näheren Bestimmungen über die Arten der Zulassung, die

Zulassungsprüfung und Erprobung der Meßgeräte oder Meßgeräteteile, die
Zulassungserteilung, die Beschränkung, die Aufhebung und das Erlöschen der
Zulassung sind durch Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft festzulegen.

(8) Die näheren Bestimmungen über die Arten der Zulassung, die
Zulassungsprüfung und Erprobung der Meßgeräte oder Meßgeräteteile, die
Zulassungserteilung, die Beschränkung, die Aufhebung und das Erlöschen der
Zulassung sind durch Verordnung der Bundesministerin bzw. des
Bundesministers für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort festzulegen.

(10) Hersteller von Messgeräten oder deren Bevollmächtigte haben den
Eichbehörden und allen zur Eichung dieser Messgeräte ermächtigten Eichstellen
jene Informationen und Unterlagen, die für die Eichung erforderlich sind und
nicht bereits in den ausgestellten Zulassungsdokumenten nach § 38 Abs. 1
enthalten sind, längstens binnen 10 Tagen auf elektronischem Weg zur
Verfügung zu stellen.

(10) Hersteller von Messgeräten oder deren Bevollmächtigte haben den
Eichbehörden und allen zur Eichung dieser Messgeräte ermächtigten Eichstellen
jene Informationen und Unterlagen, die für die Eichung erforderlich sind und
nicht bereits in allgemein zugänglichen Zulassungsdokumenten nach § 38 Abs. 1
enthalten sind, längstens binnen 10 Tagen auf elektronischem Weg zur
Verfügung zu stellen.

§ 43. …
(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind nicht anzuwenden auf:
1. das Mitverwiegen von Trennblättern mit einer Masse von höchstens 1 g

pro Blatt;
2. den rechtsgeschäftlichen Verkehr mit Personen, die die Produkte in ihrer

selbständigen beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit verwenden;
3. vom Käufer selbst durchgeführte Messvorgänge;
4. handelsübliche Schutzpapiere loser Süßwaren, insbesondere Pralinen

oder Bonbons.

§ 43. …
(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind nicht anzuwenden auf:
1. das Mitverwiegen von Trennblättern mit einer Masse von höchstens 1 g

pro Blatt;
2. den rechtsgeschäftlichen Verkehr mit Personen, die die

Produkte in ihrer selbständigen beruflichen oder
gewerblichen Tätigkeit verwenden;

3. vom Käufer selbst durchgeführte Messvorgänge;
4. handelsübliche Schutzpapiere loser Süßwaren, insbesondere Pralinen

oder Bonbons;
5. die Abgabe von Lebensmitteln mit nicht verzehrbaren Umhüllungen, die

in vom Käufer spezifisch festgelegten Teilstücken verkauft werden.
§ 49. …
(8) Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft ist

ermächtigt, bei Bedarf zur Erfüllung von europäischen Regelungen zusätzliche
Kriterien und Verfahren zur Beurteilung der Gleichwertigkeit im Hinblick auf die
im Abs. 1 genannten Schutzinteressen durch Verordnung festzulegen.

§ 49. (1) …
(8) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und

Wirtschaftsstandort ist ermächtigt, bei Bedarf zur Erfüllung von europäischen
Regelungen zusätzliche Kriterien und Verfahren zur Beurteilung der
Gleichwertigkeit im Hinblick auf die im Abs. 1 genannten Schutzinteressen durch
Verordnung festzulegen.

§ 50. Produkte aus anderen als den in § 49 genannten Staaten, die den
Anforderungen dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Verordnungen nicht entsprechen, werden einschließlich der dort durchgeführten
Prüfungen und Überwachungen als gleichwertig behandelt, wenn die Produkte
den Rechtsvorschriften des anderen Staates entsprechen und diese Behandlung

§ 50. Produkte aus anderen als den in § 49 genannten Staaten, die den
Anforderungen dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Verordnungen nicht entsprechen, werden einschließlich der dort durchgeführten
Prüfungen und Überwachungen als gleichwertig behandelt, wenn die Produkte
den Rechtsvorschriften des anderen Staates entsprechen und diese Behandlung
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durch völkerrechtliche Verpflichtungen geboten ist oder die Gleichwertigkeit
durch eine Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und
Wirtschaft gemäß § 18 Z 3 festgestellt wurde.

durch völkerrechtliche Verpflichtungen geboten ist oder die Gleichwertigkeit
durch eine Verordnung der Bundesministerin bzw. des Bundesministers für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort gemäß § 18 Z 3 festgestellt wurde.

§ 53. (1) …
(4) Für die unter die Verordnungen nach § 18 Z 4 fallenden Messgeräte und

weitere Produkte, die im Rahmen des Maß- und Eichgesetzes unter die
Harmonisierungsbestimmungen der Europäischen Union fallen, gelten Art. 15
Abs. 3 und Art. 16 bis 29 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008. Als
Marktüberwachungsbehörden im Sinne dieser Regelung gelten die Eichbehörden.
Für die Koordinierung, Berichtserstattung und Abwicklung von
Schutzklauselverfahren ist der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und
Wirtschaft zuständig.

(5) Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft kann
zur Wahrung der in Art. 36 bis 40 der Richtlinie 2014/31/EU und Art. 41 bis 45
der Richtlinie 2014/32/EU festgelegten Schutzinteressen Verordnungen zur
näheren Regelung der Marktüberwachung, des Schutzklauselverfahrens und der
Pflichten der Wirtschaftsakteure erlassen.

(6) Sofern Maßnahmen gemäß Abs. 2 bei Vorliegen einer ernsten Gefahr für
die Sicherheit und Gesundheit von Menschen getroffen werden, hat die
Marktüberwachungsbehörde den Bundesminister für Wissenschaft, Forschung
und Wirtschaft darüber unverzüglich zu informieren. Der Bundesminister für
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft prüft die eingegangenen Meldungen auf
Vollständigkeit und Schlüssigkeit und leitet diese Informationen ohne unnötigen
Aufschub an den Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz als
nationalen Kontaktpunkt für RAPEX (Rapid Alert System for dangerous non-
food products) weiter.

(7) Bei Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 22 der Verordnung (EG)
Nr. 765/2008 ist die Europäische Kommission über den Bundesminister für
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz mittels RAPEX zu informieren.

§ 53. (1) …
(4) Für die unter die Verordnungen nach § 18 Z 4 fallenden Messgeräte und

weitere Produkte, die im Rahmen des Maß- und Eichgesetzes unter die
Harmonisierungsbestimmungen der Europäischen Union fallen, gelten Art. 15
Abs. 3 und Art. 16 bis 29 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008. Als
Marktüberwachungsbehörden im Sinne dieser Regelung gelten die Eichbehörden.
Für die Koordinierung, Berichtserstattung und Abwicklung von
Schutzklauselverfahren ist die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort zuständig.

(5) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort kann zur Wahrung der in Art. 36 bis 40 der Richtlinie
2014/31/EU und Art. 41 bis 45 der Richtlinie 2014/32/EU festgelegten
Schutzinteressen Verordnungen zur näheren Regelung der Marktüberwachung,
des Schutzklauselverfahrens und der Pflichten der Wirtschaftsakteure erlassen.

(6) Sofern Maßnahmen gemäß Abs. 2 bei Vorliegen einer ernsten Gefahr für
die Sicherheit und Gesundheit von Menschen getroffen werden, hat die
Marktüberwachungsbehörde die Bundesministerin bzw. den Bundesminister für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort darüber unverzüglich zu informieren. Die
Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort prüft die eingegangenen Meldungen auf Vollständigkeit und
Schlüssigkeit und leitet diese Informationen ohne unnötigen Aufschub an den
Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz als
nationalen Kontaktpunkt für RAPEX (Rapid Alert System for dangerous non-
food products) weiter.

(7) Bei Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 22 der Verordnung (EG)
Nr. 765/2008 ist die Europäische Kommission über den Bundesminister für
Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz mittels RAPEX zu
informieren.

§ 57. (1) Von den Parteien sind für die nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes durchzuführenden Amtshandlungen besondere
Verwaltungsabgaben zu entrichten, die vom Bundesminister für Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister für

§ 57. (1) Von den Parteien sind für die nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes durchzuführenden Amtshandlungen besondere
Verwaltungsabgaben zu entrichten, die von der Bundesministerin bzw. vom
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort im Einvernehmen
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Finanzen entsprechend dem mit diesen Amtshandlungen verbundenen Aufwand
durch Verordnung festzusetzen sind.

mit dem Bundesminister für Finanzen entsprechend dem mit diesen
Amtshandlungen verbundenen Aufwand durch Verordnung festzusetzen sind.

§ 60. Dem Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen kommt insofern
Rechtspersönlichkeit zu, als es berechtigt ist:

1. ….
3. mit Genehmigung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und

Wirtschaft die Mitgliedschaft zu Vereinen, anderen juristischen Personen
oder zwischenstaatlichen Organisationen, deren Zweck die Förderung
des physikalisch-technischen Prüfdienstes ist, zu erwerben.

§ 60. Dem Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen kommt insofern
Rechtspersönlichkeit zu, als es berechtigt ist:

1. ….
3. mit Genehmigung der Bundesministerin bzw. des Bundesministers für

Digitalisierung und Wirtschaftsstandort die Mitgliedschaft zu Vereinen,
anderen juristischen Personen oder zwischenstaatlichen Organisationen,
deren Zweck die Förderung des physikalisch-technischen Prüfdienstes
ist, zu erwerben.

§ 62. (1) Soweit das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen im
Rahmen des § 60 tätig wird, hat es nach den Grundsätzen eines ordentlichen
Kaufmannes zu gebaren. Dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und
Wirtschaft ist jährlich ein Rechnungsabschluß in der von diesem festzusetzenden
Form vorzulegen und ihm jederzeit Einsicht in die Gebarungsunterlagen zu
gewähren. Die Buchführung sowie die sonstige Vermögens-, Personal- und
Inventarverwaltung im Rahmen des § 60 kann gegen Ersatz der Aufwendungen
aus dem Vermögen gemäß § 60 auch Verwaltungseinrichtungen übertragen
werden.

§ 62. (1) Soweit das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen im
Rahmen des § 60 tätig wird, hat es nach den Grundsätzen eines ordentlichen
Kaufmannes zu gebaren. Das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen hat
der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort jährlich einen Rechnungsabschluss vorzulegen, dessen Form
von der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort festzulegen ist. Das Bundesamt für Eich- und
Vermessungswesen hat der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort jederzeit Einsicht in die
Gebarungsunterlagen zu gewähren. Die Buchführung sowie die sonstige
Vermögens-, Personal- und Inventarverwaltung im Rahmen des § 60 kann gegen
Ersatz der Aufwendungen aus dem Vermögen gemäß § 60 auch
Verwaltungseinrichtungen übertragen werden.

(2) Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft hat das
Recht, die Gebarung, die sich aus der Privatrechtsfähigkeit ergibt, auf die
Übereinstimmung mit bestehenden Rechtsvorschriften und die ziffernmäßige
Richtigkeit zu prüfen. Die Gebarung unterliegt der Kontrolle durch den
Rechnungshof.

(2) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort hat das Recht, die Gebarung, die sich aus der
Privatrechtsfähigkeit ergibt, auf die Übereinstimmung mit bestehenden
Rechtsvorschriften und die ziffernmäßige Richtigkeit zu prüfen. Die Gebarung
unterliegt der Kontrolle durch den Rechnungshof.

§ 63.
(2) Gegen Straferkenntnisse oder die Verfügung der Einstellung eines

Strafverfahrens steht der Eichbehörde die Beschwerde an das Verwaltungsgericht
des Landes zu. Gegen im Strafverfahren ergangene Erkenntnisse des
Verwaltungsgerichtes des Landes ist der Bundesminister für Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft befugt, zur Wahrung einer einheitlichen
Rechtsprechung, Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben.

§ 63.
(2) Gegen Straferkenntnisse oder die Verfügung der Einstellung eines

Strafverfahrens steht der Eichbehörde die Beschwerde an das Verwaltungsgericht
des Landes zu. Gegen im Strafverfahren ergangene Erkenntnisse des
Verwaltungsgerichtes des Landes ist die Bundesministerin bzw. der
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort befugt, zur Wahrung
einer einheitlichen Rechtsprechung, Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu
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erheben.

§ 70. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, hinsichtlich des § 12b im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Gesundheit, hinsichtlich der §§ 27 und 28 im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz, hinsichtlich der §§ 18g und 57 Abs. 1 im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen, betraut. Mit der Vollziehung des § 53 Abs. 7
ist der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betraut.

§ 70. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin
bzw. der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, hinsichtlich
des § 12b im Einvernehmen mit der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie,
hinsichtlich der §§ 27 und 28 im Einvernehmen mit der Bundesministerin bzw.
dem Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz,
hinsichtlich der §§ 18g und 57 Abs. 1 im Einvernehmen mit der Bundesministerin
bzw. dem Bundesminister für Finanzen, betraut. Mit der Vollziehung des § 53
Abs. 7 ist die Bundesminsterin bzw. der Bundesminister für Soziales, Gesundheit,
Pflege und Konsumentenschutz betraut.

§ 71. … § 71. …
(10) § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Z 16, § 3 Abs. 5, § 8 Abs. 1 Z 11 und 12, § 12b

Abs. 1 und 4, § 13 Abs. 4, § 15 Z 2, § 18, § 18a Abs. 1 und 2, § 18b Abs. 2, § 18c
Abs. 1, § 18e Abs. 1, 2 und 3, § 18f, § 18g, § 21, § 27, § 28, § 32 Abs. 1, 3 und 5,
§ 35 Abs. 1, 4 und 8, § 36 Abs. 3, § 37 Abs. 1, § 38 Abs. 8 und 10, § 43 Abs. 2 Z 4
und 5, § 45 Abs. 5 und Abs. 8 Z 1, § 49 Abs. 1 und 8, § 50, § 53 Abs. 4, 5, 6 und 7,
§ 57 Abs. 1, § 60 Z 3, § 62 Abs. 1 und 2, § 63 Abs. 2, § 70 sowie § 72 Abs. 2 Z 2
und 3 und Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/XXXX treten
mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Gleichzeitig treten § 5
sowie die Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend
über die Geschäftsführung und Organisation des Metrologiebeirates, BGBl. II
Nr. 119/2013, außer Kraft.

§ 72. … § 72. …
(2) Durch dieses Gesetz werden folgende Rechtsakte der Europäischen

Gemeinschaft umgesetzt:
…
2. Richtlinie 2014/31/EU und Richtlinie 2014/32/EU.

(2) Durch dieses Gesetz werden folgende Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaft umgesetzt:

…
2. Richtlinie 2014/31/EU und Richtlinie 2014/32/EU;
3. Richtlinie (EU) 2019/1258 zur Änderung des Anhangs der Richtlinie

80/181/EWG hinsichtlich der Definitionen der SI-Basiseinheiten zwecks
ihrer Anpassung an den technischen Fortschritt, ABl. Nr. L 196 vom
24.7.2019 S. 6.

(5) Das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/XXXX wurde unter Einhaltung der
Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2015/1535 über ein Informationsverfahren auf
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dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der
Informationsgesellschaft, ABl. Nr. L 241 vom 17.09.2015 S. 1, mit der
Notifikationsnummer 2020/301/A notifiziert.
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